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Dringliche Anfrage 

Hannover, den 11.12.2025 

Fraktion der AfD 

Studentische Campus-Aktionen im Vorfeld der Gründung der AfD-Jugendorganisation in  
Gießen vor dem Hintergrund des Neutralitätsgebotes der Hochschule sowie der Wissen-
schaftsfreiheit 

Am 29. November 2025 wurde in Gießen die Jugendorganisation „Generation Deutschland“ gegrün-
det, welche als „rechtlich unselbstständige Teilorganisation“ direkt der Partei Alternative für Deutsch-
land (AfD) unterstellt ist.1 Im Vorfeld kam es an einigen Universitäten verschiedener Bundesländer 
zu Kundgebungen, in welchen eine kritisch-ablehnende Positionierung von Studenten gegen die 
Gründungsveranstaltung zum Ausdruck gebracht wurde. 

Niedersachsen betreffend kann die Universität Göttingen genannt werden, wo am 12. November 
2025 im Zentralen Hörsaalgebäude eine Vollversammlung mit etwa 600 Teilnehmern stattfand.2 Ein 
„politisch aktiver Veteran der 1968er-Bewegung“ und „führendes Mitglied von ‚marx21‘, einer trotz-
kistischen Organisation innerhalb der Linkspartei, die vom Verfassungsschutz beobachtet wird und 
2011 als linksextremistisch eingestuft wurde“, habe dort im Rahmen einer Diskussionsrunde Äuße-
rungen getätigt, welche Beobachtern zufolge als Aufruf zur Gewaltanwendung gegenüber Personen 
mit einer Affinität zur Partei AfD zu deuten sind.3 

Auch an anderen Hochschulstandorten Niedersachsens, so etwa Hannover und Braunschweig, fan-
den bereits Anfang November 2025 Veranstaltungen mit dem Ziel statt, Studenten dahin gehend zu 
mobilisieren, die Gründung der „Generation Deutschland“ am 29. November 2025 in Gießen zu ver-
eiteln.4 Organisatorin dieser Veranstaltungen sei die bundesweit an „40 Hochschulen aktiv(e)“ 
Gruppe „Studis gegen rechts“5, welche auch an mindestens fünf Hochschulstandorten Niedersach-
sens durch lokale Gruppen6 vertreten ist.   

In Berlin hingegen wurde die Durchführung ähnlicher Veranstaltungen an zwei von drei Universitäten 
seitens deren Präsidien, welchen die Rechtsaufsicht obliegt, untersagt. Die Begründung der Freien 
Universität Berlin lautete: „Eine solche Veranstaltung verstoße aus Sicht der FU gegen die ‚partei-
politische Neutralität einer Hochschule‘“.7 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 

1. Welche Einschätzung nimmt die Landesregierung hinsichtlich der Sichtweise vor, wonach Ort 
und inhaltliche Ausgestaltung der erwähnten Veranstaltung im Zentralen Hörsaalgebäude der 
Universität Göttingen erstens das Neutralitätsgebot für staatliche Institutionen verletzt und zwei-
tens das Schutzrecht der Wissenschaftsfreiheit beeinträchtigt? 

 
1  Vgl.: https://de.wikipedia.org/wiki/Generation_Deutschland 
2  Vgl.: https://www.hna.de/lokales/goettingen/goettingen-ort28741/studenten-protestieren-gegen-neue-afd-

jugendorganisation-in-giessen-94036122.html 
3  Vgl.: https://apollo-news.net/selbst-wenn-wir-einzelne-von-ihnen-toeten-wuerden-donnernder-applaus-fuer-

gewalt-gegen-afd-bei-mobilisierungsversammlung-fuer-giessen/ 
4  Vgl.: https://www.instagram.com/studisgegenrechts_hannover/?hl=de; https://www.instagram.com/studisge-

genrechts_braunschweig/ 
5  Vgl.: https://gesundheit-soziales-bildung.verdi.de/mein-arbeitsplatz/hochschulen/++co++959c8de8-fa7f-

11ef-a32c-69592f12fe28 
6  Vgl.: https://studis-gegen-rechts.de/ 
7  Vgl.: siehe Fußnote 3. 
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2.  Wie bewertet das Ministerium für Wissenschaft und Kultur im Rahmen seiner Fach- bzw. 
Rechtsaufsicht den Sachverhalt, dass die Leitungsorgane verschiedener Hochschulen in Nie-
dersachsen und Berlin hinsichtlich der Genehmigung von genannten politischen Veranstaltun-
gen gegensätzliche Entscheidungen getroffen haben? 

3.  Welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung gegebenenfalls zu ergreifen, um 
Vorkommnisse der beschriebenen Art in Zukunft an Niedersachsens Hochschulen zu unterbin-
den und deren parteipolitische Neutralität zu gewährleisten? 

 

Jens-Christoph Brockmann 

Parlamentarischer Geschäftsführer 

 

 

(Verteilt am 11.12.2025) 
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